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Vorwort 

Diese Arbeit stellt grundlegende Probleme des Vertragsschlusses dar, zeigt 
aber auch, welche Probleme entstehen, wenn die allgemeinen Regeln des Ver-
tragsschlusses durch spezielle Schutzvorschriften ergänzt werden. Ziel der 
Arbeit ist herauszufinden, ob und wie Bedenkzeit beim Vertragsschluss über-
haupt funktioniert - wobei eine besondere Rolle die zahlreichen, in jüngerer 
Zeit aufgetretenen praktischen Fragen spielen. Hierzu gehören insbesondere 
die sog. „Heininger-Rechtsprechung" und ihre Folgen. 

Ich hätte diese Arbeit vermutlich nicht geschrieben ohne den zufalligen Be-
such einer Verkaufsfahrt für magnetische Bettauflagen während meines Studi-
ums. Hiedurch sind mir erstmals die engen Zusammenhänge zwischen Ver-
kaufspsychologie, Recht des Vertragsabschlusses und wirtschaftlichen Aspek-
ten der Vertragsrückabwicklung bewusst geworden. 

Ich hätte diese Arbeit nicht schreiben können ohne die Unterstützung durch 
Professor Dr. Claude Witz, der mir viel Freiraum und ebenso viele hilfreiche 
Antworten und Anregungen gab. Zu Dank verpflichtet bin ich auch Frau Edda 
Castellö von der Verbraucherzentrale Hamburg e.V., die mir Zugang zu den 
umfangreichen Dokumentationen der Verbraucherzentralen - und nicht zuletzt 
zu deren Beratungspraxis - verschafft hat. Viel verdanke ich auch der Unter-
stützung und den Ideen von Prof. Dr. Bernd Stauder, Genf, sowie Prof. Dr. 
Andrea Bonomi und Prof. Dr. Andreas Heinemann aus Lausanne. Vor allem 
aber danke ich meiner Familie und meiner Freundin, die die Arbeit in jeder 
Hinsicht unterstützt und ertragen haben. 

Die Arbeit befindet sich im Hinblick auf zitierte Literatur und Rechtspre-
chung auf dem Stand von August 2004. Die in den Fußnoten nur nach Name 
des Verfassers zitierten Werke sind mit vollständigem Titel und genauer Fund-
stelle im Literaturverzeichnis am Ende der Arbeit aufgeführt. 

Gesetzestexte, die nach Paragraphen (§) zitiert werden, sind, wenn nicht 
anders gekennzeichnet, Texte des Bürgerlichen Gesetzbuches. Gesetzestexte, 
die nach Artikeln (Art.) zitiert werden und nicht besonders gekennzeichnet 
sind, sind solche des Code de la Consommation. Römische Ziffern bezeichnen 
den Absatz eines Artikels. Der z.T. hinzugefugte Buchstabe „L" bzw. „R" 
oder „D" bei einer französischen Norm zeigt an, ob es sich um einen Gesetzes-
text oder eine Verordnung handelt. Die französischen Gesetzestexte sind nicht 
mit abgedruckt, sie können jedoch leicht unter „www.legifrance.gouv.fr" kon-
sultiert werden. 
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Einleitung 

Die vorliegende Arbeit untersucht das Phänomen, dass das heutige Recht es 
für nötig hält, bestimmte Personengruppen vor dem Abschluss eines Vertrages 
zu bewahren. Die vermeintlich schwache Partei soll zum Nachdenken gezwun-
gen werden, entweder vor oder aber notfalls auch nach Vertragsschluss. 

Es werden vom Gesetzgeber hierzu im Vorfeld des Vertragsschlusses Hin-
dernisse aufgebaut, insbesondere wird in die Bindungswirkung der Verträge 
eingegriffen, um ein Überdenken des Vertragsschlusses zu ermöglichen. Es geht 
somit um die Gewährleistung einer sog. „cooling-off period durch das Gesetz 
und die - nach klassischem Rechtsverständnis zumindest überraschende-
Tatsache, dass sich eine Partei aus den Vertragsverhandlungen oder gar dem 
Vertrag lösen kann, ohne eine andere Begründung als die, dass sie es „sich an-
ders überlegt" habe. Die andere Partei hat hier nicht im engeren Sinne Anlass 
zur Vertragsauflösung gegeben, so dass fraglich ist, ob die geschützte Partei 
wirklich vor einer überlegenen Partei - oder nicht vielmehr vor sich selbst ge-
schützt wird (und zwar auf Kosten der anderen Partei?). Wie funktionieren 
und wie rechtfertigen sich diese Maßnahmen der Abschlusskontrolle? Welche 
Gestaltungsmöglichkeiten gibt es für die Parteien? Wo sind, etwa aufgrund von 
Europarechtswidrigkeit, Rechtsprechungsänderungen zu erwarten? 

Abgrenzung des Themas 
Die Untersuchung konzentriert sich auf Rücktritts- und Widerrufsrechte, 

die einen unüberlegten Vertragsschluss beseitigen sollen, betrachtet aber - als 
Alternativen hierzu - auch andere Instrumente, die Bedenkzeit gewährleisten 
und so vor dem „ungewollten Vertrag" schützen, hierzu gehören etwa obligato-
rische Bedenkzeiten mit erzwungener Untätigkeit. Ihre Effizienz soll vergli-
chen werden, nachdem definiert wurde, wen und wovor diese Instrumente 
überhaupt schützen sollen. 

Das Schlagwort zur Rechtfertigung dieser Normen lautet zumeist „Verbrau-
cherschutz". Inwieweit dieser Begriff als Abgrenzungskriterium und Rechtfer-
tigungsgrund tragfahig ist, wird zu untersuchen sein. 

Nur in Randbereichen berührt das Thema daher die Frage der Aufklärung 
des Verbrauchers allgemein und den Schutz vor Werbung oder anderen unlaute-
ren Wettbewerbsmethoden, da diese nur mittelbar vor einem Vertragsschluss 
schützen. Hier soll es um den Individualschutz, nicht um die Marktregulierung 
gehen. 



2 Einleitung 

Auch Pflichtverletzungen sind nicht Thema der Arbeit, auch nicht, soweit 
sie zur Lösung vom Vertrag fuhren (Vertrag als Schaden). Denn die Lösung 
vom Vertrag wegen Fehlverhaltens der anderen Partei ist kein neues Phäno-
men, im übrigen wird hier die schwächere Partei nicht vor dem Vertrag an sich 
(oder sich selbst) geschützt, sondern vor dem Verhalten der anderen Partei. 

Ebenso wenig ist die Inhaltskontrolle Gegenstand dieser Untersuchung. 
Zwar schützt auch sie die schwache Partei vor Verträgen mit belastendem In-
halt, jedoch schützt sie nicht vor dem Vertragsschluss an sich. Es geht also 
vielmehr um die Abschlusskontrolle. Rücktritt wegen Nicht- oder Schlechter-
füllung oder wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage gehören ebenfalls nicht 
zum Thema, da dies das spätere Stadium der Vertragsausfuhrung betrifft. 

Der Schwerpunkt der Untersuchung liegt auf typisierenden Schutzmaß-
nahmen, also auf der Behandlung bestimmter standardisierter Situationen mit 
erfahrungsgemäß hoher Gefahrwahrscheinlichkeit ohne Prüfung des Einzelfal-
les. Dieser typisierende (oder abstrahierende) Schutz ist wesentlich für den 
Verbraucherschutz - im Gegensatz zu individualisierenden Schutzmaßnahmen 
wie dem Recht der Willenserklärungen oder dem Verschulden bei Vertrags-
schluss. 

Im Übrigen geht es um gesetzliche Schutzmaßnahmen, und zwar solche, die 
zu einer einseitig gelockerten Bindung fuhren. Dass Parteien gemeinsam einen 
Vertrag aufheben können oder sich gegenseitig Rücktrittsrechte einräumen 
können, soll daher hier nicht interessieren. 

Neben dieser Eingrenzung ist eine gewisse Ausweitung des Themas erfor-
derlich. Die zu untersuchenden Schutzinstrumente - Widerrufsrechte - können 
nämlich nicht isoliert betrachtet werden. 

Die „Effektivität" der Widerrufsrechte hängt von verschiedenen Umständen 
ab, die das Lösungsrecht in den Augen des Verbrauchers attraktiv machen. 
Wichtig ist etwa, auf welcher Wissensgrundlage es ausgeübt wird und wie zur 
Ausübung angeregt wird - hier sind Informationspflichten entscheidend. Eine 
Rolle spielt auch, wie einfach die Ausübung ist - hier ist die Länge der Fristen 
und die Form der Widerrufserklärung wesentlich. Die „Effektivität" hängt auch 
davon ab, welche Konsequenzen durch die Ausübung drohen - namentlich 
Kosten für Rücksendung und Wertersatz. Ferner ist der Anwendungsbereich 
des fraglichen Schutzinstrumentes von Bedeutung, denn die Schutzintensität 
eines Widerrufsrechts etwa, das zwar leicht durchführbar ist und zu weitrei-
chenden Folgen fuhrt, das aber auf kaum ein Geschäft Anwendung findet, ist 
gering. 

Zum Stand der Forschung 
Die Funktionsweise verbraucherschützender Widerrufsrechte war natürlich 
bereits Gegenstand wissenschaftlicher Untersuchungen, vgl. etwa die Arbeiten 
von Büßer, Certa und Herold. (Zu den Rechtsvergleichenden Ansätzen vgl. 
insb. Brenner, Ravlusevicius und Pöttler). 



Einleitung 3 

Allerdings wurde hier oftmals von vermeintlich gesicherten Erkenntnissen 
ausgegangen, die bei genauerer Betrachtung neue Fragen aufwerfen (die in der 
Literatur an anderer Stelle heftig diskutiert werden): So die Frage, ob der 
„Verbraucher" überhaupt eine zur Anknüpfung von Regelungen geeignete 
Rechtsfigur ist, welche Gefahren denn wirklich konkret drohen und ob Be-
denkzeit oder das Lösungsrecht überhaupt ein geeignetes Mittel sind, diesen 
Gefahren zu begegnen. Grundlegende Arbeiten auf diesem Gebiet haben etwa 
Mankowski, Lorenz, Westermann und Medicus vorgelegt. 

Häufig unbeachtet in juristischen Arbeiten bleiben Fragestellungen danach, 
ob rechtliche Möglichkeiten (wie ein Widerrufsrecht) tatsächlich wahrgenom-
men werden, und ggf. warum nicht. Eine Betrachtung aus Sicht der betroffenen 
Parteien, die die Attraktivität eines Gestaltungsrechts für den Berechtigten und 
seine belastende Wirkung für den Verpflichteten bewertet, kann in dieser Sache 
m.E. weiterhelfen. Es bietet sich an, unter Anwendung der Grundsätze der 
ökonomischen Analyse des Rechts zu prüfen, ob sich für die Betroffenen, 
insbesondere den Unternehmer, ein Verstoß gegen die gesetzlichen Regeln 
wirtschaftlich lohnt1. 

Ebenfalls meist nur unzureichend berücksichtigt werden die komplexen 
Entscheidungssituationen, in denen sich die Schutzbedürftigen befinden. Meist 
wird die Situation ohne nähere Differenzierung durch „Überrumpelung" oder 
„Übereilung" gekennzeichnet, was zu entsprechend undifferenzierten Schutz-
ansätzen führt. Dabei sind derartige Problematiken Gegenstand wissenschaftli-
cher Untersuchungen auf dem Fachgebiet der Psychologie. Völlig unbeachtet 
bleiben oft scheinbar banale Tatsachen wie die, dass etwa ein Viertel aller gro-
ßen Haushaltsgeräte (Waschmaschinen etc.) unter Zeitdruck gekauft wird, weil 
eilig Ersatz beschafft werden muss oder die, dass Preisvergleiche daran schei-
tern, dass etwa bei Pauschalreisen 80 % der Kunden es nicht schaffen, den 
richtigen Endpreis zu ermitteln (so das Ergebnis eines Modellversuchs). Zeit-
intensive Schutzmechanismen sehen sich daher von vornherein gewissen Vor-
behalten ausgesetzt. 

Die Beurteilung, ob ein Verbraucherschutzinstrument effektiv ist, also sei-
nen Zweck erfüllt, hängt somit von einer Vielzahl von Umständen ab, die bis-
her in diesem Zusammenhang nicht immer ausreichend berücksichtigt wurden. 

Die Heranziehung des französischen Rechts zum Vergleich liegt nahe, da es 
eine Zahl vom deutschen Recht abweichender Schutzinstrumente kennt, dies 
zum Teil seit längerer Zeit als das deutsche Recht. Andererseits aber musste 
der französische Gesetzgeber die gleichen Gemeinschaftsrichtlinien umsetzen. 
In der wissenschaftlichen Literatur wurden französische Verbraucherschutzge-
setze natürlich bereits vorgestellt (vgl. etwa die Arbeit von Brenner), ein ein-

1 Zur Notwendigkeit, gerade das europäische Recht nach dem Grundsatz der ökonomi-
schen Analyse des Rechts auszulegen vgl. Grundmann JuS 2001, 532. 
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gehender Vergleich unter den o.g. Gesichtspunkten fand jedoch bisher m.E. 
noch nicht statt. 

Dazu kommt, dass einige grundlegende Änderungen durch das Fernabsatz-
gesetz (vor allem Abkehr von der schwebenden Unwirksamkeit, Definition des 
Verbrauchers) und durch die Schuldrechtsmodernisierung (vor allem Frist- und 
Rückabwicklungsprobleme) erfolgt sind, die selbst in Arbeiten jüngeren Da-
tums nicht berücksichtigt sind. Erst im Sommer 2002 erfolgten durch das 
OLGVertrÄndG entscheidende Neuregelungen auf dem Bereich der Widerrufs-
frist bei Nichtbelehrung, des Wertersatzes bei Widerruf, bezüglich des Zeit-
punktes der Bedenkzeit sowie des verbundenen Geschäfts. Dies Gesetzesän-
derung selbst sowie die seitdem ergangene Rechtsprechung haben an entschei-
denden Schnittstellen umfangreiche Neuerungen bewirkt, etwa bei dem An-
wendungsfall des sog. haustürkreditfmanzierten Immobilienkaufes, bei der 
Länge der Widerrufsfrist, der Modalitäten der Widerrufsbelehrung sowie be-
züglich des verbundenen Geschäfts. 

Nur knapp untersucht wird in dieser Arbeit das Recht der Finanzdienstleis-
tungen, sowohl das französische Recht des Vertriebs von Wertpapieren und 
Krediten als auch die deutschen Sondervorschriften hierzu (KapAnlGesG, 
AuslInvestmG) werden größtenteils außen vor gelassen. Hier zeichnen sich 
angesichts neuer Gemeinschaftsrichtlinien größere Änderungen ab, insbesonde-
re beim Fernabsatz von Finanzdienstleistungen. 

Zur Methode 
Den dargestellten Regelungen des deutschen Rechts sollen diejenigen des fran-
zösischen Rechts gegenübergestellt werden, die ihnen entsprechen, um - teil-
weise auch aufgrund der gemeinsamen Wurzeln in Richtlinien - zu zeigen, wo 
ihre Stärken und wo ihre Schwächen liegen. Hierbei geht es nicht darum, Ab-
weichungen bei der Richtlinienumsetzung aufzuzeigen und Details wie einzel-
ne Pflichtangaben oder Fristlängen zu vergleichen, sondern darum, neue, im 
deutschen Recht unbekannte Schutzmechanismen vorzustellen und zu prüfen, 
ob sie ihren Zweck besser als die im BGB vorhandenen erfüllen. Die französi-
schen Normen stellen somit Vergleichsgröße und Alternative dar, der Schwer-
punkt der Arbeit liegt auf dem deutschen Recht. Im Ergebnis geht es weniger 
darum, Anregung für künftige Gesetzgebung zu liefern, als vielmehr um das 
Verständnis der bereits bestehenden Gesetze und um die Gestaltungsmöglich-
keiten in bestimmten Vertriebsformen. 

Ein derartiges grundlegendes Verständnis ist wichtig angesichts der sich ab-
zeichnenden weiteren Regelungen in dieser Materie und der ständig wachsen-
den Zahl neuer Vertriebsmethoden. Im Zuge der sog. Heininger-Entscheidung 
etwa wurde deutlich, dass die vom BGH zu entscheidenden Fragen nur in ent-
sprechend großem Kontext, insbesondere vor dem europarechtlichen Hinter-
grund, zu beantworten waren. Neuregelungen wie die des § 17 IIa BeurkG 
müssen vor dem Hintergrund des französischen Rechts betrachtet werden. 
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Zum Ergebnis des Vergleichs 

Folgende Behauptungen sollen bereits hier aufgestellt werden: Das deutsche 
und das französische Verbraucherschutzrecht kommen im Ergebnis zu ähnli-
chen Ergebnissen, gehen jedoch in ihren Regelungen verschiedene Wege. Dies 
betrifft bereits den Anwendungsbereich (Wer ist geschützt? Bei welchen Ver-
trägen gibt es ein Widerrufsrecht?) - hier kann grob verallgemeinernd gelten, 
dass das französische Recht weitere und vielfältigere Regeln trifft und zudem 
weniger als das deutsche auf die Person des „Verbrauchers" abstellt. Dies be-
trifft ferner die Schutzmechanismen - hier herrscht im französischen Recht 
eine größere Vielfalt als im deutschen, das französische Recht zieht zudem an 
vielen Stellen Bedenkzeiten vor Vertragsschluss dem nachträglichen Widerruf 
vor und vermeidet so Probleme bei der Rückabwicklung des Vertrages. In 
jüngster Zeit können in der deutschen Gesetzgebung aber „französische Ten-
denzen" beobachtet werden. Was schützende Formvorschriften betrifft, so 
verweist das französische Recht das deutsche Recht auf den zweiten Platz 
(nur kurz erwähnt seien hier Musterverträge, abtrennbare Widerrufsformulare, 
die vorgesehene Übersendung per Einschreiben, Gesetzestextwiedergabe und 
handschriftliche Belehrungswiedergabe). Aber auch hier orientiert sich jüngere 
deutsche Gesetzgebung scheinbar am französischen Recht. Ein markanter Un-
terschied zwischen den beiden Rechtsordnungen sind die Sanktionen, auf die 
das französische Recht setzt, um die Einhaltung der zahlreichen schützenden 
Formvorschriften zu erzwingen. Und zuletzt fallt ein systematischer Unter-
schied auf: Das deutsche Recht ist um Vereinheitlichung bemüht, es versucht, 
einen „allgemeinen Teil" der Verbraucherschutzvorschriften (Informations-
pflichten, Widerrufsfristlauf, Folgen des Widerrufs) zu bilden und gliedert 
zudem die Normen in das allgemeine Schuldrecht ein. Das französische Recht 
strebt kaum Vereinheitlichung an, sondern wiederholt mehr oder weniger 
wörtlich eine Regel an verschiedenen Stellen (etwa bezüglich der Fristdauer 
und des Fristendes oder der „deutlichen Wiedergabe"). Im deutschen Recht 
kommt es hierdurch zu Schwierigkeiten, die das französische Recht nicht 
kennt - etwa bezüglich des Vor- und Nachrangs der Anwendungsbereiche ein-
zelner Widerrufsrechte, sowie zu dem Problem der Richtlinienkonformität (die 
einheitliche Regelung muss für alle Widerrufsrechte denjenigen Schutzstandard 
erfüllen, den das Gemeinschaftsrecht nur für eines der Widerrufsrechte vor-
sieht). 

Kernfragen 

Aus allen diesen Vergleichen und Untersuchungen ergeben sich Fragen von 
langfristiger Bedeutung - insbesondere die, ob Widerrufsrechte nicht über-
haupt ein Irrweg sind sowie die, ob die auf europäischen Vorgaben beruhenden 
Verbraucherschutzvorschriften Grundstein für ein einheitliches europäisches 
Zivilrecht sein können. Antworten auf Fragen von derartiger Dimension und 
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Tragweite bewegen sich allerdings notwendigerweise im Vagen und Spekulati-
ven. 

Eine überraschend wichtige Rolle spielen jedoch bei der Untersuchung der 
Effektivität und des Sinns von Schutzmechanismen auch „kleinere" Fragen. So 
dürfen Regelungen über die Verteilung von Portokosten, Abnutzungsersatz 
und Versendungsrisiko zwischen den Parteien oder auch Formvorschriften 
nicht unterschätzt werden, sie machen letztendlich den Wert einer Schutznorm 
für den Berechtigten aus. 

Zum Aufbau 
Die Arbeit gliedert sich in zwei Kapitel. Nach einer Darstellung des status quo 
des Verbraucherschutzes beim Vertragsschluss, also der Definition des 
Schutzzweckes, der Legitimation eines Eingreifens, einer Darstellung der Ge-
fahren und möglichen Schutzmaßnahmen sowie ihrer Umsetzung in Gesetze 
(Erstes Kapitel) sollen die Probleme aufgezeigt werden, die in Einzelfallen 
auftreten, mitsamt denkbarer Lösungen hierfür. Daraus sollen Rückschlüsse 
auf die Effektivität der verschiedenen Maßnahmen gezogen werden (Zweites 
Kapitel). 

Der Theorie des Verbraucherschutzes mit ihren Aufgaben und Möglichkei-
ten folgt eine Betrachtung der Praxis, also die Bewertung der Umsetzung der 
Theorie: I - Konzepte der Abschlusskontrolle (Theoretische Darstellung der 
Lage); II - Effektivität der Abschlusskontrolle (Praktische Überprüfung der 
dargestellten Konzepte). 

Im ersten Kapitel wird zunächst Grundlegendes wie die Gefahren, die ge-
schützten Personen und die Schutzinstrumente untersucht, bevor dann die 
konkreten Verbraucherschutznormen beider Länder losgelöst vom Einzelfall 
dargestellt werden. In letztgenanntem Teil stellen Tabellen eine deutsche Norm 
jeweils einer französischen gegenüber, die eine vergleichbare Regelung trifft -
was bei Fernabsatzgeschäften zu recht geringen, bei Fernunterrichts- und Hei-
ratsvermittlungsverträgen zu ziemlich großen Differenzen fuhrt. 

Im zweiten Kapitel wird erst der Anwendungsbereich der Schutznormen 
genauer und unter Berücksichtigung von Problemfällen dargestellt - welches 
sind die Grenzfälle, wo kann manipuliert werden - , dann in einem zweiten 
Abschnitt deren Ausgestaltung. Dort wird erörtert, was der Ausübung des 
Widerrufsrecht vorangeht (Bedenkzeit, Information) und was einer Ausübung 
entgegenstehen kann (Kosten, Formalien, Fristen etc.). 



Teil Eins 

Konzepte der Abschlusskontrolle 
(Theoretische Darstellung der Lage) 



Konzepte der Abschlusskontrolle 

Im folgenden sollen zunächst abstrakt die allen Normen zugrunde liegenden 
Grundbegriffe des Verbraucherschutzes, der Verbraucherbegriff, die typische 
Gefahrensituation und die möglichen Schutzmethoden untersucht werden (Ers-
tes Kapitel), anschließend soll kurz deren konkrete Umsetzung in deutschen 
und französischen Verbraucherschutznormen umrissen werden (Zweites Kapi-
tel). 



Kapitel 1 

Abstrakte Darstellung 

Folgende Grundfragen sollen also zunächst untersucht werden: Wer soll ge-
schützt werden, warum und wovor? Welches sind die Instrumente des 
Verbraucherschutzes, aus welchem „Arsenal" an Möglichkeiten stammen die 
Instrumente Rücktritt, Widerruf und Bedenkzeit, d.h. welche Alternativen 
bestehen? Mit anderen Worten: Was ist Verbraucherschutz (I)? Wer ist 
Verbraucher (II)? Wovor (III) und wie (IV) kann der Verbraucher geschützt 
werden? 

I. Was ist Verbraucherschutz (insb. durch Bedenkzeit) ? 

Verbraucherschutz ist natürlich der Schutz des Verbrauchers - eine entschei-
dende Rolle kommt somit der Antwort auf die später behandelte Frage „Wer 
ist Verbraucher" zu. Aber auch vorher scheint bereits festzustehen: Es gibt 
eine Personengruppe, Verbraucher genannt, die besonderen Schutzes bedarf 
und für die daher spezielle Regeln gelten, dies ist das Recht des Verbraucher-
schutzes (so wie das Handelsrecht das Recht der Kaufleute ist). Möglicher-
weise aber ist „Verbraucherschutz" auch nur ein abstrakter Begriff, ein Motiv 
des Gesetzgebers sozusagen, unter dem pauschal ein nicht genau abgrenzbares 
Rechtsgebiet zu verstehen ist (so wie das „Vertriebsrecht" oder das „Wettbe-
werbsrecht"). Auch diese Antwort hängt von der Frage ab, was ein Verbrau-
cher ist, insbesondere davon, ob hier eine abgrenzbare Personengruppe vor-
liegt. 

Unstreitig hat der Verbraucherschutz viele Erscheinungsformen, zum 
Verbraucherschutz gehört der Schutz vor ungeeigneten, gefährlichen Produkten 
ebenso wie die Aufklärung über Gesundheitsgefahren oder die Verpflichtung 
eines Herstellers zur Gewährleistung bei Produktmängeln. Ein Teilgebiet des 
Verbraucherschutzes ist der Schutz des Verbrauchers vor unbedachter Bin-
dung, nur dieses ist Thema der vorliegenden Arbeit. Es geht also um den 
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Schutz vor dem ungewollten Vertrag, so der Ausdruck Lorenz'1, oder, mit 
anderen Worten, um die Gewährleistung einer „cooling-off period". 

Eine dogmatische Einordnung des Rechtsgebietes „Verbraucherschutz" ist 
eine schwierige Aufgabe, die etwa fur das französische Recht von Payet unter-
nommen wurde2. Payet kommt bezüglich der Gewährung von Bedenkzeiten 
zu dem Ergebnis, dass es sich im Grunde um Zusätze zum allgemeinen Recht 
des Vertragsschlusses handelt, nämlich hauptsächlich um Formvorschriften, 
die die Willenserklärung des Verbrauchers regeln („En imposant des délais de 
réflexion, le législateur moderne cherche à éclairer le consentement du con-
sommateur"), zum Teil vergleicht sie die Vorschriften über zwingende Be-
denkzeiten auch mit den Regeln über die Geschäftsfähigkeit3. Charakteristisch 
für diese „Formvorschriften" ist, dass der Faktor „Zeit" eine große Rolle 
spielt. (Payet zitiert Bahans, welcher den Verbraucherschutz über die Rechts-
geschäftslehre erklärt: Dafür, dass das bloße subjektive Wollen in ein rechtlich 
relevantes Stadium übergehe, sei vor allem Zeitablauf erforderlich4). Letztend-
lich ist ein zentrales Ergebnis der Untersuchung Payets, dass das Verbraucher-
schutzrecht nur eine Neugruppierung der Instrumente des allgemeinen Zivil-
rechts und ein „complément aux règles traditionelles" ist. Diese Überlegungen 
sind vor dem Hintergrund der Schaffung eines „Code de la consommation" in 
Frankreich zu sehen, decken sich jedoch mit einer Bemerkung von Drexl be-
züglich des deutschen Rechts, wonach das Verbraucherschutzrecht eine 
„Querschnittsmaterie ohne rechtsdogmatische Geschlossenheit"5 ist. 

Es soll kurz begründet werden, mit welchem Ziel oder welcher Rechtferti-
gung der Gesetzgeber hier überhaupt tätig wird; wie weit er gehen darf und 
welche allgemeinen Grundsätze er hierbei verletzen kann (A). Im Anschluss 
soll kurz abgegrenzt werden, welche Normen nicht mehr „verbraucherschüt-
zend" sind, obwohl sie ein ähnliches Ziel verfolgen (B). 

A. Ziele und Rechtfertigung des Verbraucherschutzes 

„Verbraucherschutz" ist dogmatisch eine Ausnahme vom Normalfall, die 
Durchbrechung der allgemeinen Grundsätze, im vorliegenden Fall - es soll hier 
ja um einseitige Vertragslösungsrechte gehen - des Grundsatzes „pacta sunt 
servanda" (1). Dies ist gerechtfertigt durch bestimmte Ziele (2). Bei Über-
schreiten der engen Grenzen drohen Gefahren (3). 

1 Lorenz 1997, 5 ff 
2 Payet 2001, insb. 291 ff 
3 Payet 2001, 297, 317 
4 Bahans 1998, 53, vgl. Payet 2001, 291 dort Fn. 3 
5 Borchert 1994, 4; Drexl 1998, 5 
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